
2. Gewerkschaften, Genossenschaften und politische Demokratie 

Wir haben gesehen, der Bernsteinsche Sozialismus läuft auf den Plan hinaus, die 
Arbeiter an dem gesellschaftlichen Reichtum teilnehmen zu lassen, die Armen in Reiche 
zu verwandeln. Wie soll das bewerkstelligt werden? In seinen Aufsätzen Probleme des 
Sozialismus in der Neuen Zeit ließ Bernstein nur kaum verständliche Fingerzeige 
durchblicken, in seinem Buche gibt er über diese Frage vollen Aufschluß: sein 
Sozialismus soll auf zwei Wegen, durch Gewerkschaften oder, wie Bernstein es nennt, 
wirtschaftliche Demokratie, und durch Genossenschaften verwirklicht werden. Durch die 
ersteren will er dem industriellen, durch die letzteren dem kaufmännischen Profit an 
den Kragen. (S.118) 

Was die Genossenschaften, und zwar vor allem die Produktivgenossenschaften betrifft, 
so stellen sie ihrem inneren Wesen nach inmitten der kapitalistischen Wirtschaft ein 
Zwitterding dar: eine im kleinen sozialisierte Produktion bei kapitalistischem 
Austausche. In der kapitalistischen Wirtschaft beherrscht aber der Austausch die 
Produktion und macht, angesichts der Konkurrenz, rücksichtslose Ausbeutung, d. h. 
völlige Beherrschung des Produktionsprozesses durch die Interessen des Kapitals, zur 
Existenzbedingung der Unternehmung. Praktisch äußert sich das in der Notwendigkeit, 
die Arbeit möglichst intensiv zu machen, sie zu verkürzen oder zu verlängern, je nach 
der Marktlage, die Arbeitskraft je nach den Anforderungen des Absatzmarktes 
heranzuziehen oder sie abzustoßen und aufs Pflaster zu setzen, mit einem Worte, all die 
bekannten Methoden zu praktizieren, die eine kapitalistische Unternehmung 
konkurrenzfähig machen. In der Produktivgenossenschaft ergibt sich daraus die 
widerspruchsvolle Notwendigkeit für die Arbeiter, sich selbst mit dem ganzen 
erforderlichen Absolutismus zu regieren, sich selbst gegenüber die Rolle des 
kapitalistischen Unternehmers zu spielen. An diesem Widerspruche geht die 
Produktivgenossenschaft auch zugrunde, indem sie entweder zur kapitalistischen 
Unternehmung sich rückentwickelt, oder, falls die Interessen der Arbeiter stärker sind, 
sich auflöst. Das sind die Tatsachen, die Bernstein selbst konstatiert, aber mißversteht, 
indem er nach Frau Potter-Webb [1] die Ursache des Unterganges der 
Produktivgenossenschaften in England in der mangelnden „Disziplin“ sieht. Was hier 
oberflächlich und seicht als Disziplin bezeichnet wird, ist nichts anderes als das 
natürliche absolute Regime des Kapitals, das die Arbeiter allerdings sich selbst 
gegenüber unmöglich ausüben können. [1*] 

Daraus folgt, daß die Produktivgenossenschaft sich ihre Existenz inmitten der 
kapitalistischen Wirtschaft nur dann sichern kann, wenn sie auf einem Umwege den in 
ihr verborgenen Widerspruch zwischen Produktionsweise und Austauschweise aufhebt, 
indem sie sich künstlich den Gesetzen der freien Konkurrenz entzieht. Dies kann sie nur, 
wenn sie sich von vornherein einen Absatzmarkt, einen festen Kreis von Konsumenten 
sichert. Als solches Hilfsmittel dient ihr eben der Konsumverein. Darin wiederum, und 
nicht in der Unterscheidung in Kauf- und Verkaufsgenossenschaften, oder wie der 
Oppenheimersche Einfall sonst lautet, liegt das von Bernstein behandelte Geheimnis, 
warum selbständige Produktivgenossenschaften zugrunde gehen, und erst der 
Konsumverein ihnen eine Existenz zu sichern vermag. 
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Sind aber somit die Existenzbedingungen der Produktivgenossenschaften in der 
heutigen Gesellschaft an die Existenzbedingungen der Konsumvereine gebunden, so 
folgt daraus in weiterer Konsequenz, daß die Produktivgenossenschaften im günstigsten 
Falle auf kleinen lokalen Absatz und auf wenige Produkte des unmittelbaren Bedarfs, 
vorzugsweise auf Lebensmittel angewiesen sind. Alle wichtigsten Zweige der 
kapitalistischen Produktion: die Textil-, Kohlen-, Metall-, Petroleumindustrie, sowie der 
Maschinen-, Lokomotiven- und Schiffsbau sind vom Konsumverein, also auch von der 
Produktivgenossenschaft von vornherein ausgeschlossen. Abgesehen also von ihrem 
Zwittercharakter können die Produktivgenossenschaften als allgemeine soziale Reform 
schon aus dem Grunde nicht erscheinen, weil ihre allgemeine Durchführung vor allem 
die Abschaffung des Weltmarktes und Auflösung der bestehenden Weltwirtschaft in 
kleine lokale Produktions- und Austauschgruppen, also dem Wesen nach einen 
Rückgang von großkapitalistischer auf mittelalterliche Warenwirtschaft voraussetzt. 

Aber auch in den Grenzen ihrer möglichen Verwirklichung, auf dem Boden der 
gegenwärtigen Gesellschaft reduzieren sich die Produktivgenossenschaften 
notwendigerweise in bloße Anhängsel der Konsumvereine, die somit als die Hauptträger 
der beabsichtigten sozialistischen Reform in den Vordergrund treten. Die ganze 
sozialistische Reform durch die Genossenschaften reduziert sich aber dadurch aus 
einem Kampf gegen das Produktivkapital, d. h. gegen den Hauptstamm der 
kapitalistischen Wirtschaft, in einen Kampf gegen das Handelskapital, und zwar gegen 
das Kleinhandels-, das Zwischenhandelskapital, d. h. bloß gegen kleine Abzweigungen 
des kapitalistischen Stammes. 

Was die Gewerkschaften betrifft, die nach Bernstein ihrerseits ein Mittel gegen die 
Ausbreitung des Produktivkapitals darstellen sollen, so haben wir bereits gezeigt, daß 
die Gewerkschaften nicht imstande sind, den Arbeitern einen Einfluß auf den 
Produktionsprozeß, weder in bezug auf den Produktionsumfang, noch in bezug auf das 
technische Verfahren, zu sichern. 

Was aber die rein ökonomische Seite, „den Kampf der Lohnrate mit der Profitrate“, wie 
Bernstein es nennt, betrifft, so wird dieser Kampf, wie gleichfalls bereits gezeigt, nicht in 
dem freien blauen Luftraum, sondern in den bestimmten Schranken des Lohngesetzes 
ausgefochten, das er nicht zu durchbrechen, sondern bloß zu verwirklichen vermag. 
Dies wird auch klar, wenn man die Sache von einer anderen Seite faßt und sich die Frage 
nach den eigentlichen Funktionen der Gewerkschaften stellt. 

Die Gewerkschaften, denen Bernstein die Rolle zuweist, in dem Emanzipationskampfe 
der Arbeiterklasse den eigentlichen Angriff gegen die industrielle Profitrate zu führen 
und sie stufenweise in die Lohnrate aufzulösen, sind nämlich gar nicht imstande, eine 
ökonomische Angriffspolitik gegen den Profit zu führen, weil sie nichts sind als die 
organisierte Defensive der Arbeitskraft gegen die Angriffe des Profits, als die Abwehr der 
Arbeiterklasse gegen die herabdrückende Tendenz der kapitalistischen Wirtschaft. Dies 
aus zwei Gründen. 

Erstens haben die Gewerkschaften zur Aufgabe, die Marktlage der Ware Arbeitskraft 
durch ihre Organisation zu beeinflussen, die Organisation wird aber durch den Prozeß 
der Proletarisierung der Mittelschichten, der dem Arbeitsmarkt stets neue Ware zuführt, 



beständig durchbrochen. Zweitens bezwecken die Gewerkschaften die Hebung der 
Lebenshaltung, die Vergrößerung des Anteils der Arbeiterklasse am gesellschaftlichen 
Reichtum, dieser Anteil wird aber durch das Wachstum der Produktivität der Arbeit mit 
der Fatalität eines Naturprozesses beständig herabgedrückt. Um letzteres einzusehen, 
braucht man durchaus nicht ein Marxist zu sein, sondern bloß Zur Beleuchtung der 
sozialen Frage von Rodbertus [2], einmal in der Hand gehabt zu haben. 

In beiden wirtschaftlichen Hauptfunktionen verwandelt sich also der gewerkschaftliche 
Kampf kraft objektiver Vorgänge in der kapitalistischen Gesellschaft in eine Art 
Sisyphusarbeit. [3] Diese Sisyphusarbeit ist allerdings unentbehrlich, soll der Arbeiter 
überhaupt zu der ihm nach der jeweiligen Marktlage zufallenden Lohnrate kommen, soll 
das kapitalistische Lohngesetz verwirklicht und die herabdrückende Tendenz der 
wirtschaftlichen Entwicklung in ihrer Wirkung paralysiert, oder genauer, abgeschwächt 
werden. Gedenkt man aber, die Gewerkschaften in ein Mittel zur stufenweisen 
Verkürzung des Profits zugunsten des Arbeitslohnes zu verwandeln, so setzt dies vor 
allem als soziale Bedingung erstens einen Stillstand in der Proletarisierung der 
Mittelschichten und dem Wachstum der Arbeiterklasse, zweitens einen Stillstand in dem 
Wachstum der Produktivität der Arbeit, also in beiden Fällen – ganz wie die 
Verwirklichung der konsumgenossenschaftlichen Wirtschaft – einen Rückgang auf 
vorgroßkapitalistische Zustände voraus. 

Die beiden Bernsteinschen Mittel der sozialistischen Reform: die Genossenschaften und 
die Gewerkschaften erweisen sich somit als gänzlich unfähig, die kapitalistische 
Produktionsweise umzugestalten. Bernstein ist sich dessen im Grunde genommen auch 
selbst dunkel bewußt und faßt sie bloß als Mittel auf, den kapitalistischen Profit 
abzuzwacken, und die Arbeiter auf diese Weise zu bereichern. Damit verzichtet er aber 
selbst auf den Kampf mit der kapitalistischen Produktionsweise und richtet die 
sozialdemokratische Bewegung auf den Kampf gegen die kapitalistische Verteilung. 
Bernstein formuliert auch wiederholt seinen Sozialismus als das Bestreben nach einer 
„gerechten“, „gerechteren“ (S.51 seines Buches), ja einer „noch gerechteren“ (Vorwärts 
vom 26. März 1899) Verteilung. 

Der nächste Anstoß zur sozialdemokratischen Bewegung wenigstens bei den 
Volksmassen ist freilich auch die „ungerechte“ Verteilung der kapitalistischen Ordnung. 
Und indem sie für die Vergesellschaftung der gesamten Wirtschaft kämpft, strebt die 
Sozialdemokratie dadurch selbstverständlich auch eine „gerechte“ Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums an. Nur richtet sie ihren Kampf, dank der von Marx 
gewonnenen Einsicht, daß die jeweilige Verteilung bloß eine naturgesetzliche Folge der 
jeweiligen Produktionsweise ist, nicht auf die Verteilung im Rahmen der kapitalistischen 
Produktion, sondern auf die Aufhebung der Warenproduktion selbst. Mit einem Wort, 
die Sozialdemokratie will die sozialistische Verteilung durch die Beseitigung der 
kapitalistischen Produktionsweise herbeiführen, während das Bernsteinsche Verfahren 
ein direkt umgekehrtes ist; er will die kapitalistische Verteilung bekämpfen und hofft auf 
diesem Wege allmählich die sozialistische Produktionsweise herbeizuführen. 

Wie kann aber in diesem Falle die Bernsteinsche sozialistische Reform begründet 
werden? Durch bestimmte Tendenzen der kapitalistischen Produktion? Keineswegs, 
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denn erstens leugnet er ja diese Tendenzen, und zweitens ist bei ihm nach dem vorher 
Gesagten die erwünschte Gestaltung der Produktion Ergebnis und nicht Ursache der 
Verteilung. Die Begründung seines Sozialismus kann also keine ökonomische sein. 
Nachdem er Zweck und Mittel des Sozialismus und damit die ökonomischen 
Verhältnisse auf den Kopf gestellt hat, kann er keine materialistische Begründung für 
sein Programm geben, ist er gezwungen, zu einer idealistischen zu greifen. 

„Wozu die Ableitung des Sozialismus aus dem ökonomischen Zwange?“ hören wir ihn 
sagen. „Wozu die Degradierung der Einsicht, des Rechtsbewußtseins, des Willens der 
Menschen?“ (Vorwärts vom 26. März 1899). Die Bernsteinsche gerechtere Verteilung soll 
also kraft des freien, nicht im Dienste der wirtschaftlichen Notwendigkeit wirkenden 
Willens der Menschen oder, genauer, da der Wille selbst bloß ein Instrument ist, kraft 
der Einsicht in die Gerechtigkeit, kurz, kraft der Gerechtigkeitsidee verwirklicht werden. 

Da sind wir glücklich bei dem Prinzip der Gerechtigkeit angelangt, bei diesem alten, seit 
Jahrtausenden von allen Weltverbesserern in Ermangelung sicherer geschichtlicher 
Beförderungsmittel gerittenen Renner, bei der klapprigen Rosinante, auf der alle Don 
Quichottes [4] der Geschichte zur großen Weltreform hinausritten, um schließlich nichts 
andres heimzubringen als ein blaues Auge. 

Das Verhältnis von arm und reich als gesellschaftliche Grundlage des Sozialismus, das 
„Prinzip“ der Genossenschaftlichkeit als sein Inhalt, die „gerechtere Verteilung“ als sein 
Zweck und die Idee der Gerechtigkeit als seine einzige geschichtliche Legitimation – mit 
wieviel mehr Kraft, mit wieviel mehr Geist, mit wieviel mehr Glanz vertrat Weitling vor 
mehr als 50 Jahren diese Sorte von Sozialismus! Allerdings kannte der geniale Schneider 
den wissenschaftlichen Sozialismus noch nicht. Und wenn heute, nach einem halben 
Jahrhundert, seine von Marx und Engels in kleine Fetzen zerzauste Auffassung glücklich 
wieder zusammengeflickt und dem deutschen Proletariat als letztes Wort der 
Wissenschaft angeboten wird, so gehört dazu allenfalls auch ein Schneider ... aber kein 
genialer. 
  

Wie die Gewerkschaften und Genossenschaften ökonomische Stützpunkte, so ist die 
wichtigste politische Voraussetzung der revisionistischen Theorie eine stets 
fortschreitende Entwicklung der Demokratie. Die heutigen Reaktionsausbrüche sind 
dem Revisionismus nur „Zuckungen“ die er für zufällig und vorübergehend hält, und mit 
denen bei der Aufstellung der allgemeinen Richtschnur für den Arbeiterkampf nicht zu 
rechnen sei. 

Nach Bernstein z. B. erscheint die Demokratie als eine unvermeidliche Stufe in der 
Entwicklung der modernen Gesellschaft, ja, die Demokratie ist ihm, ganz wie dem 
bürgerlichen Theoretiker der Liberalismus, das große Grundgesetz der geschichtlichen 
Entwicklung überhaupt, dessen Verwirklichung alle wirkenden Mächte des politischen 
Lebens dienen müssen. Das ist aber in dieser absoluten Form grundfalsch und nichts als 
eine kleinbürgerliche, und zwar oberflächliche Schablonisierung der Ergebnisse eines 
kleinen Zipfelchens der bürgerlichen Entwicklung, etwa der letzten 25 bis 30 Jahre. Sieht 
man sich die Entwicklung der Demokratie in der Geschichte und zugleich die politische 
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Geschichte des Kapitalismus näher an, so kommt ein wesentlich anderes Resultat 
heraus. 

Was das erstere betrifft, so finden wir die Demokratie in den verschiedensten 
Gesellschaftsformationen: in den ursprünglichen kommunistischen Gesellschaften, in 
den antiken Sklavenstaaten, in den mittelalterlichen städtischen Kommunen. 
Desgleichen begegnen wir dem Absolutismus und der konstitutionellen Monarchie in 
den verschiedensten wirtschaftlichen Zusammenhängen. Andererseits ruft der 
Kapitalismus in seinen Anfängen – als Warenproduktion – eine demokratische 
Verfassung in den städtischen Kommunen ins Leben; später, in seiner entwickelteren 
Form, als Manufaktur, findet er in der absoluten Monarchie seine entsprechende 
politische Form. Endlich als entfaltete industrielle Wirtschaft erzeugt er in Frankreich 
abwechselnd die demokratische Republik (1793), die absolute Monarchie Napoleons I., 
die Adelsmonarchie der Restaurationszeit (1815 bis 1830), die bürgerliche 
konstitutionelle Monarchie des Louis-Philippe, wieder die demokratische Republik, 
wieder die Monarchie Napoleons III., endlich zum drittenmal die Republik. In 
Deutschland ist die einzige wirkliche demokratische Einrichtung, das allgemeine 
Wahlrecht, nicht eine Errungenschaft des bürgerlichen Liberalismus, sondern ein 
Werkzeug der politischen Zusammenschweißung der Kleinstaaterei und hat bloß 
insofern eine Bedeutung in der Entwicklung der deutschen Bourgeoisie, die sich sonst 
mit einer halbfeudalen konstitutionellen Monarchie zufrieden gibt. In Rußland gedieh 
der Kapitalismus lange unter dem orientalischen Selbstherrschertum, ohne daß die 
Bourgeoisie Miene machte, sich nach der Demokratie zu sehnen. In Österreich ist das 
allgemeine Wahlrecht zum großen Teil als ein Rettungsgürtel für die 
auseinanderfallende Monarchie erschienen. In Belgien endlich steht die demokratische 
Errungenschaft der Arbeiterbewegung – das allgemeine Wahlrecht – in unzweifelhaftem 
Zusammenhang mit der Schwäche des Militarismus, also mit der besonderen 
geographisch-politischen Lage Belgiens, und vor allem ist sie eben ein nicht durch die 
Bourgeoisie, sondern gegen die Bourgeoisie erkämpftes „Stück Demokratie“. 

Der ununterbrochene Aufstieg der Demokratie, der unserem Revisionismus wie dem 
bürgerlichen Freisinn als das große Grundgesetz der menschlichen und zum mindesten 
der modernen Geschichte erscheint, ist somit nach näherer Betrachtung ein Luftgebilde. 
Zwischen der kapitalistischen Entwicklung und der Demokratie läßt sich kein 
allgemeiner absoluter Zusammenhang konstruieren. Die politische Form ist jedesmal 
das Ergebnis der ganzen Summe politischer, innerer und äußerer, Faktoren und läßt in 
ihren Grenzen die ganze Stufenleiter von der absoluten Monarchie bis zur 
demokratischen Republik zu. 

Wenn wir somit von einem allgemeinen geschichtlichen Gesetz der Entwicklung der 
Demokratie auch im Rahmen der modernen Gesellschaft absehen müssen und uns bloß 
an die gegenwärtige Phase der bürgerlichen Geschichte wenden, so sehen wir auch hier 
in der politischen Lage Faktoren, die nicht zur Verwirklichung des Bernsteinschen 
Schemas, sondern vielmehr gerade umgekehrt, zur Preisgabe der bisherigen 
Errungenschaften seitens der bürgerlichen Gesellschaft führen. 



Einerseits haben die demokratischen Einrichtungen, was höchst wichtig ist, für die 
bürgerliche Entwicklung in hohem Maße ihre Rolle ausgespielt. Insofern sie zur 
Zusammenschweißung der Kleinstaaten und zur Herstellung moderner Großstaaten 
notwendig waren (Deutschland, Italien), hat die wirtschaftliche Entwicklung inzwischen 
eine innere organische Verwachsung herbeigeführt. 

Dasselbe gilt in bezug auf die Umgestaltung der ganzen politisch-administrativen 
Staatsmaschine aus einem halb- oder ganzfeudalen in einen kapitalistischen 
Mechanismus. Diese Umgestaltung, die geschichtlich von der Demokratie unzertrennlich 
war, ist heute gleichfalls in so hohem Maße erreicht, daß die rein demokratischen 
Ingredienzien des Staatswesens, das allgemeine Wahlrecht, die republikanische 
Staatsform, an sich ausscheiden könnten, ohne daß die Administration, das 
Finanzwesen, das Wehrwesen usw. in die vormärzlichen Formen zurückzufallen 
brauchten. 

Ist auf diese Weise der Liberalismus für die bürgerliche Gesellschaft als solche 
wesentlich überflüssig, so andererseits in wichtigen Beziehungen direkt ein Hindernis 
geworden. Hier kommen zwei Faktoren in Betracht, die das gesamte politische Leben 
der heutigen Staaten geradezu beherrschen: die Weltpolitik und die Arbeiterbewegung – 
beides nur zwei verschiedene Seiten der gegenwärtigen Phase der kapitalistischen 
Entwicklung. 

Die Ausbildung der Weltwirtschaft und die Verschärfung und Verallgemeinerung des 
Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkte haben den Militarismus und Marinismus als 
Werkzeuge der Weltpolitik zum tonangebenden Moment ebenso des äußeren wie des 
inneren Lebens der Großstaaten gemacht. Ist aber die Weltpolitik und der Militarismus 
eine aufsteigende Tendenz der heutigen Phase, so muß sich folgerichtig die bürgerliche 
Demokratie auf absteigender Linie bewegen. In Deutschland wurden die Ära der großen 
Rüstungen, die seit 1893 datiert, und die mit Kiautschou [5] inaugurierte Weltpolitik 
sofort mit zwei Opfern von der bürgerlichen Demokratie: dem Zerfall des Freisinns und 
dem Umfall des Zentrums aus einer Oppositionspartei zur Regierungspartei bezahlt. [6] 
Die jüngsten Reichstagswahlen 1907 [7], die unter dem Zeichen der Kolonialpolitik 
ausgefochten wurden, sind zugleich das historische Begräbnis des deutschen 
Liberalismus. 

Treibt somit die auswärtige Politik die Bourgeoisie in die Arme der Reaktion, so nicht 
minder die innere Politik – die aufstrebende Arbeiterklasse. Bernstein gibt dies selbst zu, 
indem er die sozialdemokratische „Freßlegende“, d. h. die sozialistischen Bestrebungen 
der Arbeiterklasse für die Fahnenflucht der liberalen Bourgeoisie verantwortlich macht. 
Er rät dem Proletariat im Anschluß daran, um den zu Tode erschrockenen Liberalismus 
wieder aus dem Mauseloche der Reaktion hervorzulocken, sein sozialistisches Endziel 
fallen zu lassen. Damit beweist er aber selbst am schlagendsten, indem er den Wegfall 
der sozialistischen Arbeiterbewegung zur Lebensbedingung und zur sozialen 
Voraussetzung der bürgerlichen Demokratie heute macht, daß diese Demokratie in 
gleichem Maße der inneren Entwicklungstendenz der heutigen Gesellschaft 
widerspricht, wie die sozialistische Arbeiterbewegung ein direktes Produkt dieser 
Tendenz ist. 
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Aber er beweist damit noch ein weiteres. Indem er den Verzicht auf das sozialistische 
Endziel seitens der Arbeiterklasse zur Voraussetzung und Bedingungen des 
Wiederauflebens der bürgerlichen Demokratie macht, zeigt er selbst, wie wenig, 
umgekehrt die bürgerliche Demokratie eine notwendige Voraussetzung und Bedingung 
der sozialistischen Bewegung und des sozialistischen Sieges sein kann. Hier schließt sich 
das Bernsteinsche Räsonnement zu einem fehlerhaften Kreis, wobei die letzte 
Schlußfolgerung seine erste Voraussetzung „frißt“. 

Der Ausweg aus diesem Kreise ist ein sehr einfacher: Aus der Tatsache, daß der 
bürgerliche Liberalismus vor Schreck vor der aufstrebenden Arbeiterbewegung und 
ihren Endzielen seine Seele ausgehaucht hat, folgt nur, daß die sozialistische 
Arbeiterbewegung eben heute die einzige Stütze der Demokratie ist und sein kann, und 
daß nicht die Schicksale der sozialistischen Bewegung an die bürgerliche Demokratie, 
sondern umgekehrt die Schicksale der demokratischen Entwicklung an die sozialistische 
Bewegung gebunden sind. Daß die Demokratie nicht in dem Maße lebensfähig wird, als 
die Arbeiterklasse ihren Emanzipationskampf aufgibt, sondern umgekehrt, in dem 
Maße, als die sozialistische Bewegung stark genug wird, gegen die reaktionären Folgen 
der Weltpolitik und der bürgerlichen Fahnenflucht anzukämpfen. Daß, wer die Stärkung 
der Demokratie wünscht, auch Stärkung und nicht Schwächung der sozialistischen 
Bewegung wünschen muß, und daß mit dem Aufgeben der sozialistischen Bestrebungen 
ebenso die Arbeiterbewegung wie die Demokratie aufgegeben wird. 

Fußnote 

1*. „Die Kooperativfabriken der Arbeiter selbst sind, innerhalb der alten Form, das erste 
Durchbrechen der alten Form, obgleich sie natürlich überall, in ihrer wirklichen 
Organisation, alle Mängel des bestehenden System reproduzieren müssen.“ Marx: 
Kapital, 3. Bd., I, S. 427. [Karl Marx: Das Kapital, Dritter Band, in Marx/Engels: Werke, 
Bd. 25, S. 456.] (Anm. – R.L.) 

Anmerkungen 

1. Beatrice Potter-Webb (1858–1943): verfaßte gemeinsam mit ihrem Mann Sidney eine 
Reihe von Arbeiten zur Geschichte und Theorie der englischen Arbeiterbewegung; 
Mitbegründerin der Gesellschaft der Fabier; wichtige Theoretikerin des allmählichen 
Reformismus; vertratn während des Ersten Weltkriegs sozialchauvinistische Positionen; 
wurde während der 1930er Jahre zur begeisterten Anhängerin des Stalinismus. 

2. Johann Carl Rodbertus-Jagetzow (1805–1875): Nationalökonom und Politiker; Ideologe 
des verbürgerlichten preußischen Junkertums, vertrat als Gegner des revolutionären 
Marxismus staatskapitalistische Ideen; seine Theorien waren ziemlich einflußreich 
innerhalb der deutschen Sozialdemokratie. 

3. Sisyphus: mythologischer König von Korinth, der verurteilt wurde, einen großen Stein 
einen Hügel hinauf zu schieben. Jedes Mal, als er den Gipfel fast erreicht hatte, rollte der 
Stein wieder hinunter. Diese Bezeichnung der gewerkschaftlichen Arbeit verdiente Rosa 
Luxemburg die erbitterte Feindschaft der Führer der Gewerkschaften. 
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4. Don Quichotte: spanischer Ritter im gleichnamigen satirischen Roman von Miguel 
Cervantes; Rosinante ist der Name seines Pferdes. 

5. Am 14. November 1897 hatte der deutsche Imperialismus das Gebiet von Kiautschou 
annektiert. In einem Abkommen vom 6. März 1898 war die chinesische Regierung 
gezwungen worden, die Bucht von Kiautschou auf 99 Jahre an das Deutsche Reich als 
Flottenstützpunkt zu verpachten und ihm das Hinterland Schantung als Einflußsphäre 
zuzugestehen. 

6. Die Freisinnige Partei: linksliberale Partei in Deutschland, die eine Art Staats- oder 
Nationalsozialismus (nicht Nazismus) befürwortete; wurde nach 1903 wichtig nach dem 
Beitritt von Naumann und seinen Nationalsozialisten. – Das Zentrum: römisch-
katholische Partei in Deutschland, die in der Mitte des Parlaments saß und zwischen der 
Regierung und der Linken schwankte. 

7. Reichstagswahlen von 1907: Nach einer bitteren chauvinistischen Kampagne sank die 
Zahl der sozialdemokratischen Mandaten von 81 auf 43, obwohl ihr Anteil der Stimmen 
mehr oder weniger dem 1903er Anteil gleich blieb. Dies geschah, weil die verschiedenen 
liberalen Parteien, die früher in den Nachwahlen ihre Stimmen an die SPD weitergaben, 
jetzt nationalistische und sogar antisemitischen Parteien unterstützten. 
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3. Die Eroberung der politischen Macht 

Die Schicksale der Demokratie sind, wie wir gesehen, an die Schicksale der 
Arbeiterbewegung gebunden. Aber macht denn die Entwicklung der Demokratie auch 
im besten Falle eine proletarische Revolution im Sinne der Ergreifung der Staatsgewalt, 
der Eroberung der politischen Macht überflüssig oder unmöglich? 

Bernstein entscheidet diese Frage auf dem Wege einer gründlichen Abwägung der guten 
und schlechten Seiten der gesetzlichen Reform und der Revolution, und zwar mit einer 
Behaglichkeit, die an das Abwägen von Zimt und Pfeffer in einem Konsumverein 
erinnert. In dem gesetzlichen Gang der Entwicklung sieht er die Wirkung des Intellekts, 
in dem revolutionären die des Gefühls, in der Reformarbeit eine langsame, in der 
Revolution eine rasche Methode des geschichtlichen Fortschritts, in der Gesetzgebung 
eine planmäßige, in dem Umsturz eine elementarische Gewalt. (S. 183) 

Es ist nun eine alte Geschichte, daß der kleinbürgerliche Reformer in allen Dingen der 
Welt eine „gute“ und eine „schlechte“ Seite sieht und daß er von allen Blumenbeeten 
nascht. Eine ebenso alte Geschichte ist aber, daß der wirkliche Gang der Dinge sich um 
kleinbürgerliche Kombinationen sehr wenig kümmert und das sorgfältigst 
zusammengeschleppte Häuflein „guter Seiten“ von allen möglichen Dingen der Welt mit 
einem Nasenstüber in die Luft sprengt. Tatsächlich sehen wir in der Geschichte die 
gesetzliche Reform und die Revolution nach tieferen Gründen als den Vorzügen oder 
Nachteilen dieses oder jenes Verfahrens funktionieren. 

In der Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft diente die gesetzliche Reform zur 
allmählichen Erstarkung der aufstrebenden Klasse, bis sie sich reif genug fühlte, die 
politische Macht zu erobern und das ganze bestehende Rechtssystem umzuwerfen, um 
ein neues aufzubauen. Bernstein, der gegen die Eroberung der politischen Macht als 
eine blanquistische Gewalttheorie wettert, passiert das Malheur, daß er das, was seit 
Jahrhunderten der Angelpunkt und die Triebkraft der menschlichen Geschichte ist, für 
einen blanquistischen Rechenfehler hält. Seit die Klassengesellschaften existieren und 
der Klassenkampf den wesentlichen Inhalt ihrer Geschichte bildet, war nämlich die 
Eroberung der politischen Macht stets ebenso das Ziel aller aufstrebenden Klassen, wie 
der Ausgangs- und der Endpunkt jeder geschichtlichen Periode. Dies sehen wir in den 
langen Kämpfen des Bauerntums mit den Geldkapitalisten und dem Adel im alten Rom, 
in den Kämpfen des Patriziertums mit den Bischöfen und des Handwerkertums mit den 
Patriziern mit den mittelalterlichen Städten, in den Kämpfen der Bourgeoisie mit dem 
Feudalismus in der Neuzeit. 

Die gesetzliche Reform und die Revolution sind also nicht verschiedene Methoden des 
geschichtlichen Fortschritts, die man in dem Geschichtsbüfett nach Belieben wie heiße 
Würstchen oder kalte Würstchen auswählen kann, sondern verschiedene Momente in 
der Entwicklung der Klassengesellschaft, die einander ebenso bedingen und ergänzen, 
zugleich aber ausschließen, wie z. B. Südpol und Nordpol, wie Bourgeoisie und 
Proletariat. 



Und zwar ist die jeweilige gesetzliche Verfassung bloß ein Produkt der Revolution. 
Während die Revolution der politische Schöpfungsakt der Klassengeschichte ist, ist die 
Gesetzgebung das politische Fortvegetieren der Gesellschaft. Die gesetzliche 
Reformarbeit hat eben in sich keine eigene, von der Revolution unabhängige Triebkraft, 
sie bewegt sich in jeder Geschichtsperiode nur auf der Linie und solange, als in ihr der 
ihr durch die letzte Umwälzung gegebene Fußtritt nachwirkt, oder, konkret gesprochen, 
nur im Rahmen der durch die letzte Umwälzung in die Welt gesetzten Gesellschaftsform. 
Das ist eben der Kernpunkt der Frage. 

Es ist grundfalsch und ganz ungeschichtlich, sich die gesetzliche Reformarbeit bloß als 
die ins Breite gezogene Revolution und die Revolution als die zusammengedrängte 
Reform vorzustellen. Eine soziale Umwälzung und eine gesetzliche Reform sind nicht 
durch die Zeitdauer, sondern durch das Wesen verschiedene Momente. Das ganze 
Geheimnis der geschichtlichen Umwälzungen durch den Gebrauch der politischen 
Macht liegt ja gerade in dem Umschlage der bloßen quantitativen Veränderungen in 
eine neue Qualität, konkret gesprochen in dem Übergange einer Geschichtsperiode, 
einer Gesellschaftsordnung in eine andere. 

Wer sich daher für den gesetzlichen Reformweg anstatt und im Gegensatz zur 
Eroberung der politischen Macht und zur Umwälzung der Gesellschaft ausspricht, wählt 
tatsächlich nicht einen ruhigeren, sicheren, langsameren Weg zum gleichen Ziel, 
sondern auch ein anderes Ziel, nämlich statt der Herbeiführung einer neuen 
Gesellschaftsordnung bloß unwesentliche Veränderungen in der alten. So gelangt man 
von den politischen Ansichten des Revisionismus zu demselben Schluß, wie von seinen 
ökonomischen Theorien: daß sie im Grunde genommen nicht auf die Verwirklichung der 
sozialistischen Ordnung, sondern bloß auf die Reformierung der kapitalistischen, nicht 
auf die Aufhebung des Lohnsystems, sondern auf das Mehr oder Weniger der 
Ausbeutung, mit einem Worte auf die Beseitigung der kapitalistischen Auswüchse und 
nicht des Kapitalismus selbst abzielen. 

Vielleicht behalten aber die obigen Sätze über die Funktion der gesetzlichen Reform und 
der Revolution ihre Richtigkeit bloß in bezug auf die bisherigen Klassenkämpfe? 
Vielleicht ist von nun an, dank der Ausbildung des bürgerlichen Rechtssystems, der 
gesetzlichen Reform auch die Überführung der Gesellschaft aus einer geschichtlichen 
Phase in eine andere zugewiesen und die Ergreifung der Staatsgewalt durch das 
Proletariat „zur inhaltlosen Phrase geworden“, wie Bernstein auf Seite 183 seiner Schrift 
sagt? 

Das gerade und direkte Gegenteil ist der Fall. Was zeichnet die bürgerliche Gesellschaft 
von den früheren Klassengesellschaften – der antiken und der mittelalterlichen – aus? 
Eben der Umstand, daß die Klassenherrschaft jetzt nicht auf „wohlerworbenen Rechten“, 
sondern auf tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen beruht, daß das Lohnsystem 
nicht ein Rechtsverhältnis, sondern ein rein ökonomisches ist. Man wird in unserem 
ganzen Rechtssystem keine gesetzliche Formel der gegenwärtigen Klassenherrschaft 
finden. Gibt es Spuren von einer solchen, dann sind es eben, wie die Gesindeordnung, 
Überbleibsel der feudalen Verhältnisse. 



Wie also die Lohnsklaverei „auf gesetzlichem Wege“ stufenweise aufheben, wenn sie in 
den Gesetzen gar nicht ausgedrückt ist? Bernstein, der sich an die gesetzliche 
Reformarbeit machen will, um dem Kapitalismus auf diesem Wege ein Ende zu bereiten, 
gerät in die Lage jenes russischen Schutzmanns, der bei Uspenski sein Abenteuer 
erzählt: „Schnell packte ich den Kerl am Kragen und was stellte sich heraus? Daß der 
verdammte Kerl keinen Kragen hatte!“ [1] Da liegt eben der Hase im Pfeffer. 

„Alle bisherige Gesellschaft beruhte ... auf dem Gegensatz unterdrückender und 
unterdrückter Klassen.“ (Das Kommunistische Manifest, S. 17 [Karl Marx und Friedrich 
Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, in: Marx/Engels: Werke, Bd. 4, Berlin 1964, 
S. 473]) aber in den vorhergehenden Phasen der modernen Gesellschaft war dieser 
Gegensatz in bestimmten rechtlichen Verhältnissen ausgedrückt und konnte 
ebendeshalb bis zu einem gewissen Grad den aufkommenden neuen Verhältnissen 
noch im Rahmen der alten Raum gewähren. „Der Leibeigene hat sich zum Mitglied der 
Kommune in der Leibeigenschaft herausgearbeitet.“ (Kommunistisches Manifest, S.17) 
Wieso? Durch stufenweise Aufhebung im Weichbilde der Stadt aller jener Splitterrechte: 
der Fronden, Kurmeden [2], des Gewandrechts, Besthaupts, Kopfzinses, Heiratszwanges, 
Erbteilungsrechts etc. etc., deren Gesamtheit die Leibeigenschaft ausmachte. 

Desgleichen arbeitete sich „der Kleinbürger zum Bourgeois unter dem Joch des 
feudalistischen Absolutismus“ empor. (Das Kommunistische Manifest, S. 17.) Auf 
welchem Wege? Durch teilweise formelle Aufhebung oder tatsächliche Lockerung der 
Zunftfesseln, durch allmähliche Umbildung der Verwaltung, des Finanz- und 
Wehrwesens in dem allernotwendigsten Umfange. 

Will man also abstrakt, anstatt geschichtlich, die Frage behandeln, so läßt sich bei den 
früheren Klassenverhältnissen ein rein gesetzlich-reformlerischer Übergang von der 
feudalen zur bürgerlichen Gesellschaft wenigstens denken. Was sehen wir aber in der 
Tat? Daß auch dort die gesetzlichen Reformen nicht dazu dienten, die Ergreifung der 
politischen Macht durch das Bürgertum überflüssig zu machen, sondern umgekehrt, sie 
vorzubereiten und herbeizuführen. Eine förmliche politisch-soziale Umwälzung war 
unentbehrlich, ebenso zur Aufhebung der Leibeigenschaft, wie zur Abschaffung des 
Feudalismus. 

Ganz anders noch liegen aber die Dinge jetzt. Der Proletarier wird durch kein Gesetz 
gezwungen, sich in das Joch des Kapitals zu spannen, sondern durch die Not, durch den 
Mangel an Produktionsmitteln. Kein Gesetz in der Welt kann ihm aber im Rahmen der 
bürgerlichen Gesellschaft diese Mittel zudekretieren, weil er ihrer nicht durch Gesetz, 
sondern durch ökonomische Entwicklung beraubt wurde. 

Ferner beruht die Ausbeutung innerhalb des Lohnverhältnisses gleichfalls nicht auf 
Gesetzen, denn in Höhe der Löhne wird nicht auf gesetzlichem Wege, sondern durch 
ökonomische Faktoren bestimmt. Und die Tatsache selbst der Ausbeutung beruht nicht 
auf einer gesetzlichen Bestimmung, sondern auf der rein wirtschaftlichen Tatsache, daß 
die Arbeitskraft als Ware auftritt, die unter anderem die angenehme Eigenschaft besitzt, 
Wert, und zwar mehr Wert zu produzieren, als sie selbst in den Lebensmitteln des 
Arbeiters vertilgt. Mit einem Worte, alle Grundverhältnisse der kapitalistischen 
Klassenherrschaft lassen sich durch gesetzliche Reformen auf bürgerlicher Basis 
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deshalb nicht umgestalten, weil sie weder durch bürgerliche Gesetze herbeigeführt, 
noch die Gestalt von solchen Gesetzen erhalten haben. Bernstein weiß das nicht, wenn 
er eine sozialistische „Reform“ plant, aber was er nicht weiß, das sagt er, indem er auf 
S.10 seines Buches schreibt, „das ökonomische Motiv heute frei auftritt, wo es früher 
durch Herrschaftsverhältnisse und Ideologien aller Art verkleidet war.“ 

Aber es kommt noch ein zweites hinzu. Es ist die andere Besonderheit der 
kapitalistischen Ordnung, daß in ihr alle Elemente der künftigen Gesellschaft in ihrer 
Entwicklung vorerst eine Form annehmen, in der sie sich dem Sozialismus nicht nähern, 
sondern von ihm entfernen. In der Produktion wird immer mehr der gesellschaftliche 
Charakter zum Ausdruck gebracht. Aber in welcher Form? Von Großbetrieb, 
Aktiengesellschaft, Kartell, wo die kapitalistischen Gegensätze, die Ausbeutung, die 
Unterjochung der Arbeitskraft aufs höchste gesteigert werden. 

Im Wehrwesen führt die Entwicklung die Verbreitung der allgemeinen Wehrpflicht, die 
Verkürzung der Dienstzeit, also materiell die Annäherung an das Volksheer herbei. Aber 
dies in der Form von modernem Militarismus, wo die Beherrschung des Volkes durch 
den Militärstaat, der Klassencharakter des Staates zum grellsten Ausdruck kommt. 

In den politischen Verhältnissen führt die Entwicklung der Demokratie, insofern sie 
günstigen Boden hat, zur Beteiligung aller Volksschichten am politischen Leben, also 
gewissermaßen zum „Volksstaat“. Aber dies in der Form des bürgerlichen 
Parlamentarismus, wo die Klassengegensätze, die Klassenherrschaft nicht aufgehoben 
sind, sondern vielmehr entfaltet und bloßgelegt werden. Weil sich die ganze 
kapitalistische Entwicklung somit in Widersprüchen bewegt, so muß, um den Kern der 
sozialistischen Gesellschaft aus der ihm widersprechenden kapitalistischen Hülle 
herauszuschälen, auch aus diesem Grunde zur Eroberung der politischen Macht durch 
das Proletariat und zur gänzlichen Aufhebung des kapitalistischen Systems gegriffen 
werden. 

Bernstein zieht freilich andere Schlüsse daraus: Führte die Entwicklung der Demokratie 
zur Verschärfung und nicht zur Abschwächung der kapitalistischen Widersprüche, dann 
„müßte die Sozialdemokratie“, antwortet er uns, „wenn sie sich nicht selbst die Arbeit 
erschweren will, Sozialreformen und die Erweiterung der demokratischen Einrichtungen 
nach Möglichkeit zu vereiteln streben“ (S.71). Die allerdings, wenn die Sozialdemokratie 
nach kleinbürgerlicher Art an dem müßigen Geschäft des Auswählens aller guten Seiten 
und des Wegwerfens schlechter Seiten der Geschichte Geschmack fände. Nur müßte sie 
dann folgerichtig auch den ganzen Kapitalismus überhaupt „zu vereiteln streben“, denn 
er ist doch unbestreitbar der Hauptbösewicht, der ihr alle Hindernisse auf dem Wege 
zum Sozialismus stellt. Tatsächlich gibt der Kapitalismus neben und zugleich mit 
Hindernissen auch die einzigen Möglichkeiten, das sozialistische Programm zu 
verwirklichen. Dasselbe gilt aber vollkommen auch in bezug auf die Demokratie. 

Ist die Demokratie für die Bourgeoisie teils überflüssig, teils hinderlich geworden, so ist 
sie für die Arbeiterklasse dafür notwendig und unentbehrlich. Sie ist erstens notwendig, 
weil sie politische Formen (Selbstverwaltung, Wahlrecht u. dgl.) schafft, die als Ansätze 
und Stützpunkte für das Proletariat bei seiner Umgestaltung der bürgerlichen 
Gesellschaft dienen werden. Sie ist aber zweitens unentbehrlich, weil nur in ihr, in dem 



Kampfe um die Demokratie, in der Ausübung ihrer Rechte das Proletariat zum 
Bewußtsein seiner Klasseninteressen und seiner geschichtlichen Aufgaben kommen 
kann. 

Mit einem Worte, die Demokratie ist unentbehrlich, nicht weil sie die Eroberung der 
politischen Macht durch das Proletariat überflüssig, sondern umgekehrt, weil sie diese 
Machtergreifung ebenso notwendig, wie auch einzig möglich macht. Wenn Engels die 
Taktik der heutigen Arbeiterbewegung in seinem Vorwort zu den Klassenkämpfen in 
Frankreich revidierte und den Barrikaden den gesetzlichen Kampf entgegenstellte, so 
behandelte er – was aus jeder Zeile des Vorwortes klar ist – nicht die Frage der 
endgültigen Eroberung der politischen Macht, sondern die des heutigen alltäglichen 
Kampfes, nicht das Verhalten des Proletariats gegenüber dem kapitalistischen Staate im 
Moment der Ergreifung der Staatsgewalt, sondern sein Verhalten im Rahmen des 
kapitalistischen Staates. Mit einem Wort, Engels gab die Richtschnur dem beherrschten 
Proletariat und nicht dem siegreichen. 

Umgekehrt bezieht sich der bekannte Ausspruch von Marx über die Bodenfrage in 
England, auf den sich Bernstein gleichfalls beruft: „man käme wahrscheinlich am 
billigsten fort, wenn man die Landlords auskaufte“ [3] nicht auf das Verhalten des 
Proletariats vor seinem Siege, sondern nach dem Siege. Denn von „Auskaufen“ der 
herrschenden Klassen kann offenbar nur dann die Rede sein, wenn die Arbeiterklasse 
am Ruder ist. Was Marx somit hier als möglich in Erwägung zog, ist die friedliche 
Ausübung der proletarischen Diktatur und nicht die Ersetzung der Diktatur durch 
kapitalistische Sozialreformen. 

Die Notwendigkeit selbst der Ergreifung der politischen Macht durch das Proletariat war 
ebenso für Marx wie Engels zu allen Zeiten außer Zweifel. Und es blieb Bernstein 
vorbehalten, den Hühnerstall des bürgerlichen Parlamentarismus für das berufene 
Organ zu halten, wodurch die gewaltigste weltgeschichtliche Umwälzung: die 
Überführung der Gesellschaft aus den kapitalistischen in sozialistische Formen vollzogen 
werden soll. 

Aber Bernstein hat ja seine Theorie bloß mit der Befürchtung und der Warnung 
angefangen, daß das Proletariat nicht zu früh ans Ruder komme! In diesem Falle müßte 
es nämlich nach Bernstein die bürgerlichen Zustände ganz so lassen, wie sie sind und 
selbst eine furchtbare Niederlage erleiden. Was aus dieser Befürchtung vor allem 
ersichtlich, ist, daß die Bernsteinsche Theorie für das Proletariat, falls es durch die 
Verhältnisse ans Ruder gebracht wäre, nur eine „praktische“ Anweisung hat: sich 
schlafen zu legen. damit richtet sie sich aber ohne weiteres selbst als eine Auffassung, 
die das Proletariat in den wichtigsten Fällen des Kampfes zur Untätigkeit, also zum 
passiven Verrate an der eigenen Sache verurteilt. 

Tatsächlich wäre unser ganzes Programm ein elender Wisch Papier, wenn es uns nicht 
für alle Eventualitäten und in allen Momenten des Kampfes zu dienen, und zwar durch 
seine Ausübung und nicht durch seine Nichtausübung zu dienen imstande wäre. Ist 
unser Programm einmal die Formulierung der geschichtlichen Entwicklung der 
Gesellschaft vom Kapitalismus zum Sozialismus, dann muß es offenbar auch alle 
Übergangsphasen dieser Entwicklung formulieren, in sich in den Grundzügen enthalten, 
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also auch das entsprechende Verhalten im Sinne der Annäherung zum Sozialismus in 
jedem Moment dem Proletariat anweisen können. Daraus folgt, daß es überhaupt für 
das Proletariat keinen Augenblick geben kann, in dem es gezwungen wäre, sein 
Programm im Stiche zu lassen, oder wo es von diesem Programm könnte im Stiche 
gelassen werden. 

Praktisch äußert sich das in der Tatsache, daß es keinen Moment geben kann, in dem 
das Proletariat, durch den Gang der Dinge ans Ruder gebracht, nicht in der Lage und 
auch nicht verpflichtet wäre, gewisse Maßregeln zur Verwirklichung seines Programms, 
gewisse Übergangsmaßregeln im Sinne des Sozialismus zu treffen. Hinter der 
Behauptung, das sozialistische Programm könnte in irgend einem Augenblick der 
politischen Herrschaft des Proletariats völlig versagen und gar keine Anweisungen zu 
seiner Verwirklichung geben, steckt unbewußt die andere Behauptung: das sozialistische 
Programm sei überhaupt und jederzeit unrealisierbar. 

Und wenn die Übergangsmaßregeln verfrüht sind? Diese Frage birgt in sich einen 
ganzen Knäuel von Mißverständnissen in bezug auf den wirklichen Gang sozialer 
Umwälzungen. 

Die Ergreifung der Staatsgewalt durch das Proletariat, d. h. durch eine große 
Volksklasse, läßt sich vor allem nicht künstlich herbeiführen. Sie setzt von selbst, 
abgesehen von Fällen, wie die Pariser Kommune, wo die Herrschaft dem Proletariat 
nicht als Ergebnis seines zielbewußten Kampfes, sondern ausnahmsweise als von allen 
verlassenes herrenloses Gut in den Schoß fiel, einen bestimmten Reifegrad der 
ökonomisch-politischen Verhältnisse voraus. Hier liegt der Hauptunterschied zwischen 
blanquistischen Staatsstreichen einer „entschlossenen Minderheit“, die jederzeit wie aus 
der Pistole geschossen und eben deshalb immer unzeitgemäß kommen, und der 
Eroberung der Staatsgewalt durch die große und klassenbewußte Volksmasse, die selbst 
nur das Produkt eines beginnenden Zusammenbruches der bürgerlichen Gesellschaft 
sein kann, deshalb in sich selbst die ökonomisch-politische Legitimation ihrer 
zeitgemäßen Erscheinung trägt. 

Kann somit die Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse vom 
Standpunkt der gesellschaftlichen Voraussetzungen gar nicht „zu früh“ geschehen, so 
muß sie andererseits vom Standpunkte des politischen Effekts: der Festhaltung der 
Gewalt, notwendig „zu früh“ stattfinden. Die verfrühte Revolution, die Bernstein nicht 
schlafen läßt, bedroht uns wie das Damoklesschwert, und dagegen hilft kein Bitten und 
Beten, kein Bangen und Zagen. Und zwar aus zwei sehr einfachen Gründen. 

Erstens ist eine so gewaltige Umwälzung, wie die Überführung der Gesellschaft aus der 
kapitalistischen in die sozialistische Ordnung, ganz undenkbar auf einen Schlag, durch 
einen siegreichen Streich des Proletariats. Dies als möglich voraussetzen, hieße 
wiederum eine echt blanquistische Auffassung an den Tag legen. Die sozialistische 
Umwälzung setzt einen langen und hartnäckigen Kampf voraus, wobei das Proletariat 
allem Anscheine nach mehr als einmal zurückgeworfen wird, so daß es das erstemal, 
vom Standpunkte des Endresultates des ganzen Kampfes gesprochen, notwendig „zu 
früh“ ans Ruder gekommen sein wird. 



Zweitens aber läßt sich das „verfrühte“ Ergreifen der Staatsgewalt nicht vermeiden, 
indem das Proletariat erst im Laufe jener Krisen, die seine Machtergreifung begleiten 
wird, die seine Machtergreifung begleiten wird, erst im Feuer langer und hartnäckiger 
Kämpfe den erforderlichen Grad der politischen Reife erreichen kann, der es zur 
endgültigen großen Umwälzung befähigen wird. So stellen sich denn jene 
„verfrühten“ Angriffe des Proletariats auf die politische Staatsgewalt selbst als wichtige 
geschichtliche Momente heraus, die auch den Zeitpunkt des endgültigen Sieges 
mitherbeiführen und mitbestimmen. Von diesem Standpunkte erscheint die Vorstellung 
einer „verfrühten“ Eroberung der politischen Macht durch das arbeitende Volk als ein 
politischer Widersinn, der von einer mechanischen Entwicklung der Gesellschaft ausgeht 
und einer außerhalb und unabhängig vom Klassenkampf bestimmten Zeitpunkt für den 
Sieg des Klassenkampfes voraussetzt. 

Da aber das Proletariat somit gar nicht imstande ist, die Staatsgewalt anders als „zu 
früh“ zu erobern, oder, mit anderen Worten, da es sie unbedingt einmal oder mehrmals 
„zu früh“ erobern muß, um sie schließlich dauernd zu erobern, so ist die Opposition 
gegen die „verfrühte“ Machtergreifung nichts als die Opposition gegen die Bestrebung 
des Proletariats überhaupt, sich der Staatsgewalt zu bemächtigen. 

Also auch von dieser Seite gelangen wir folgerichtig, wie durch alle Straßen nach Rom, zu 
dem Ergebnis, daß die revisionistische Anweisung, das sozialistische Endziel fallen zu 
lassen, auf die andere hinauskommt, auch die ganze sozialistische Bewegung 
aufzugeben. 

Anmerkungen 

1. Gleb Iwanowitsch Uspenski (1840–1902): russischer Schriftsteller, der Romane über 
das Leben der Bauern schrieb. 

2. Kurmeden: Besitzwechselabgabe, die beim Tod eines dinglich oder persönlich 
Abhängigen an den Herrn zu zahlen war, meist in Form des besten Stückes Vieh, des 
besten Gewandes oder ähnlichem, wobei dem Herrn die Wahl zustehen konnte. 

3. „Eine Entschädigung sehen wir keineswegs unter allen Umständen als unzulässig an; 
Marx hat mir – wie oft! – als seine Ansicht ausgesprochen, wir kämen am wohlfeilsten 
weg, wenn wir die ganze Bande auskaufen könnten.“ (Friedrich Engels: Die Bauernfrage 
in Frankreich und Deutschland, in Marx/Engels: Werke, Bd. 22, Berlin 1963, S. 504.) 

 

 

 

 
Quellen: 
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-2.htm 
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm 

https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm#f1
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm#f2
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm#f3
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/marx-engels/1894/11/bauern.htm
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/marx-engels/1894/11/bauern.htm
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-2.htm
https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm

	2. Gewerkschaften, Genossenschaften und politische Demokratie
	Fußnote
	Anmerkungen
	3. Die Eroberung der politischen Macht
	Anmerkungen

